[image: image1.jpg]Gemeindetag

Baden-Wiirttemberg



[image: image1.jpg]


Pressesprecherin:



Kristina Fabijancic-Müller



Telefon +49 711/22572-34


Mobil     +49 160/97272863


kristina.fabijancic-mueller@gemeindetag-bw.de


Sparen geht nicht immer nur bei den anderen  
Zielsetzungen des Koalitionsvertrags müssen aus dem Landeshaushalt finanziert werden. 
Der Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg hat nach der ersten Analyse des gestern in Stuttgart vorgestellten Koalitionsvertrages der Grünen und der CDU weitere inhaltliche Pakte zwischen der neuen Landesregierung und den Kommunen abgelehnt. "Wir brauchen jetzt ein Gesamtpaket Finanzen. Erst wenn wir wissen, wer uns wie in die Tasche greift, sind wir bereit über Pakte für Wohnungsbau oder Flüchtlinge mit der neuen Landesregierung zu verhandeln", fasste Gemeindetagspräsident Roger Kehle die Position des höchsten Gremiums seines Verbandes zusammen. 

Die Kommunen begrüßen die Pläne der Koalition, die Digitalisierung weiter voranzubringen und die Infrastruktur dem Standort eines modernen Industrielandes anzupassen. Auch die bildungspolitischen Vorhaben sind eine Grundlage für konstruktive Gespräche.

Für die Mitglieder des Landesvorstandes beantwortet der Koalitionsvertrag jedoch eine der zentralsten Frage nicht: Wie genau will das Land sparen und die Schuldenbremse einhalten? "Wir bleiben bei unserer Kritik: Es kann nicht sein, dass den Kommunen weiter in die Kasse gegriffen wird. Wir möchten echte Einsparungsleistungen seitens des Landes sehen", so Kehle. Der Landesvorstand fordert vom Land unter anderem eine Entrümpelung des Beauftragtenwesens und der zahlreichen von Grün-Rot aufgebauten Standards, die viel kosten und die Weiterentwicklung der Kommunen hemmen. Die Koalitionäre behaupteten zwar, es gebe "keine unfinanzierbaren Wunschlisten", die Oberbürgermeister und Bürgermeister im Lande weisen jedoch darauf hin, dass nicht einmal klar ist, wie die dringend notwendigen politischen Aufgaben, wie beispielsweise die Integration der Flüchtlinge, finanziert werden soll. "Zur Frage der Anschlussunterbringung der Flüchtlinge, die jetzt in den Städten und Gemeinden ankommen, werden wir nach dem Antritt der neuen Landesregierung sehr schnell bei den neuen Verantwortlichen an die Tür klopfen", kündigt Roger Kehle an.

"Das Sparen bei den Städten und Gemeinden, wie von Grün-Schwarz angekündigt, bedeutet nicht, dass die Rathäuser einfach nur das Geld besser zusammenhalten müssen, und alles geht so weiter wie bisher. Es bedeutet zum einen, dass bereits geplante und von den Bürgern vor Ort erwartete Vorhaben nicht umgesetzt werden können. Zum anderen werden die Kommunen es nicht vermeiden können, Steuern und Gebühren zu erhöhen, um ihre Pflichtaufgaben finanzieren zu können. Wir müssen den Menschen vor Ort erklären, dass sie nicht Zuschauer bei der Plünderung der kommunalen Kassen sind, sondern in der Folge selbst zur Kasse gebeten werden, wenn vor Ort die Schlaglöcher repariert werden müssen, die Kinderbetreuung gesichert werden oder es weiterhin Schwimmbäder, Bibliotheken oder Kulturangebote geben soll", kündigt der Präsident des Gemeindetags an. 

Kein Verständnis haben die Landesvorstandsmitglieder für die angekündigten Einsparungen bei den Beamtinnen und Beamten. "Wenn wir den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die Tag für Tag in den Verwaltungen dafür sorgen, dass alles vor Ort reibungslos läuft, noch weniger Gehalt bieten, werden wir es weitaus schwerer haben, das dafür notwendige Spitzenpersonal zu bekommen. Die hohe Verantwortung, die unsere Beamte in den Verwaltungen haben, wird von der Landesregierung mit dieser Entscheidung weder honoriert noch respektiert" fasst Kehle zusammen. 

Der Gemeindetag bedauert außerdem, dass die grün-schwarze Koalition es versäumt hat, das Thema Infrastruktur in einem Ministerium zu bündeln. "Anstatt die vielen dringend notwendigen Investitionen in die Infrastruktur im Lande von einer Stelle aus zu koordinieren, werden auch in Zukunft in verschiedenen Ministerien Einzelmaßnahmen umgesetzt, die sich im schlimmsten Fall gegenseitig behindern", so die Befürchtung des Verbandschefs. 

Genau verfolgen wird der Gemeindetag die angekündigte Evaluierung der im vergangenen Jahr beschlossenen Änderung der Gemeindeordnung. Der Landesvorstand befürchtet weiterhin große Schwierigkeiten bei der Umsetzung vor Ort, vor allem bei Bürgerentscheiden im Rahmen der Bauleitplanung. 
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